
geführt werden müßte. Folgender von einem Bezirks­
gericht festgestellter Sachverhalt beweist das Vor­
handensein entsprechender Erscheinungen: 'Der Ange­
klagte, ehemaliger Angestellter des VPKA, war für die 
Ausstellung von Übersiedlungsgenehmigungen nach 
Westdeutschland und nach dem Ausland zuständig. In 
verschiedenen Fällen erteilte er solche Genehmigungen 
unter Mißbrauch seiner Dienststellung an Personen, bei 
denen die gesetzlichen Voraussetzungen nicht vorhanden 
waren. Hier liegt ein Gewähren von Vorteilen vor. 
Solche Vorteile können verschiedenster Art sein. Wegen 
der Mannigfaltigkeit dieser Erscheinungen ist es daher 
unzweckmäßig, den Begriff des Vorteils im Tatbestand 
näher zu umschreiben. Vorteile sind Zuwendungen aller 
Art, d. h. es ist gleichgültig, ob sie materieller oder 
ideeller Natur sind, ob eine Gegenleistung gefordert 
wird oder nicht usw.

Demgegenüber wurde folgender Sachverhalt von 
einem Bezirksgericht zu Unrecht unter den Tatbestand 
des Art. 6 der Verfassung subsumiert: Die Angeklagte 
batte einem Republikflüchtigen vor dessen Abreise 
lediglich zugesagt, ihm mehrere Pakete mit Gebrauchs­
gegenständen nachzusenden und in Westberlin eine be­
stimmte Geldsumme umzutauschen. Dieses Versprechen 
hielt sie ein. Ihr Verhalten wurde als „Abwerbung“ 
qualifiziert, ohne zu prüfen, ob sie in dem Republik- 
flüchtigen den Entschluß zum illegalen Verlassen der 
Republik erzeugt oder ob sie ihn in seinem Entschluß 
bestärkt 'hatte. In diesem Fall wurde die Anwendung 
des Mittels nicht im Zusammenhang mit den übrigen 
für die Verleitung zur Republikflucht erforderlichen 
Umständen geprüft bzw. ein solcher Zusammenhang 
lediglich vermutet. Mit 'Recht hat das Oberste Gericht 
diese Entscheidung aufgehoben. Die Handlung der An­
geklagten richtete sich nicht gegen die Grundlagen 
unserer volksdemokratischen Ordnung, sondern gegen 
die wirtschaftlich-organisatorische Tätigkeit des Staates, 
vor allem auf dem Gebiet des innerdeutschen Zahlungs­
verkehrs.

c) Aus der bisherigen Praxis ergibt sich weiter, daß 
auch die D r o h u n g  ein oft angewandtes Mittel ist. 
Dementsprechend hieß es z. B. im Urteil des Obersten 
Gerichts vom 27. Januar 1956:

„Eine besonders hinterhältige und gemeine Methode be­
steht darin, daß man den Ehefrauen von Spezialisten Droh­
briefe schickt, in denen ausgesprochen wird, daß nach einer 
.Vereinigung’ Deutschlands nach westlichem Muster ihr 
Ehemann wegen seiner positiven Tätigkeit für die Deutsche 
Demokratische Republik schwer werde büßen müssen; das 
einzige Mittel, diese Gefahr abzuwenden, sei .. . das Ver­
lassen der Deutschen Demokratischen Republik. Schließlich 
auch versuchen sie, Wissenschaftler auf Tagungen oder bei 
Besuchen in Westberlin oder Westdeutschland in Fachge­
spräche zu verwickeln und bestimmte Angaben aus ihnen 
herauszulocken. Die auf diese Weise gewonnenen Erkennt­
nisse benutzen sie zu Erpressungen. Sie drohen ihnen an, 
sie bei den SdCberheitsorganen der Deutschen Demokrati­
schen Republik wegen Spionage anzuzeigen, wenn sie sich 
nicht bereit erklären, nach Westdeutschland überzusie- 
deln“i5).

Diese Hinweise zeigen, daß die angewandten 
Drohungen der verschiedensten Art sein können. Das 
Zusenden von Drohbriefen z. SB. entspräche etwa der 
„Drohung mit einem empfindlichen Übel“ im Sinne ver­
schiedener Bestimmungen des Strafgesetzbuches. Ande­
rerseits sind Beispiele denkbar, in denen dem Abzu­
werbenden oder einem Angehörigen mit einer „gegen­
wärtigen Gef ahr für Led;b und Leben“ gedroht wird. Hier 
ist der Kreis der angedrohten möglichen Übel 'kleiner 
und 'beschränkt sich auf Körperverletzung und Tötung. 
Eine solche Beschränkung ist nicht empfehlenswert, 
weil durch sie — wie die Praxis beweist — nur ein 
Bruchteil gesellschaftsgefährlicher Handlungen erfaßt 
würde. Das trifft im wesentlichen auch auf die 
„'Drohung mit einem empfindlichen Übel“ zu. Zwar 
würde durch eine solche Formulierung der Kreis der 
„Nötigungsmittel“ erweitert, weil es sich um die An­
kündigung jeglicher materieller oder ideeller Nachteile 
handelt. Dennoch wäre auch hierin eine den Gegeben­
heiten der Situation nicht entsprechende Einengung ent­
halten. Zu bedenken ist nämlich, daß unter einem 
„empfindlichen Übel“ nur ein erheblicher Nachteil ver­
standen wird, der zur Unterwerfung eines fremden 
Willens geeignet ist. In bestimmten Fällen jedoch wird 
der Täter sein Ziel erreichen, auch ohne durch stärkere 
Druckmittel die freie Willensbestimmung oder -betäti-

gung des Betroffenen in stärkerem Maße zu beein­
flussen. Daher ist vorzuschlagen, in den Tatbestand nur 
den Begriff der Drohung ohne die oben bezeichmeten 
Einschränkungen aufzunehmen.

Keine Berechtigung hat dagegen ein tatbestandlicher 
Hinweis auf die Anwendung von Gewalt. Es wäre un­
logisch, die Gewaltanwendung als mögliches Mittel der 
Verleitung zu bezeichnen, weil der Wille des Betroffe­
nen entweder völlig unterdrückt oder in die vom Täter 
gewünschte Richtung gedrängt wird. In solchen Fällen 
kommt u. a. die Vorschrift des § 234 StGB über den 
Menschenraub zur Anwendung, deren Strafdrohung der 
Gefährlichkeit der Handlung durchaus gerecht wird.

Die mit einem der zu a) bis c) genannten Mittel be­
gangenen Verleitung zum illegalen Verlassen der Re­
publik ist in hohem Grade gesellsdiaftsgefährlich und 
moralisch-politisch verwerflich. Daher ist es erforder­
lich, die Verleitung in ihrem frühesten Stadium der 
objektiven Verwirklichung der verbrecherischen Zweck­
setzung dadurch zu erfassen, daß sie zum U n t e r ­
n e h m e n s d e l i k t  — wie das bereits für das 
Spionageverbrechen vorgeschlagen wurde — erklärt 
wird. Das bedeutet, daß die Handlung keinesfalls im 
Versuchsstadium steckengeblieben ist, wenn der Be­
troffene infolge irgendwelcher innerhalb oder außer­
halb seiner Person liegender Umstände die Republik 
nicht verläßt. Ist der vom Täter gewünschte Erfolg 
nicht eingetreten, liegt daher in jedem Falle ein 
vollendetes Verbrechen vor.

3. Auf der s u b j e k t i v e n  S e i t e  ist Vorsatz zu 
fordern. Der Vorsatz muß sich auf alle objektiven 
Merkmale einschließlich der angewandten Mittel er­
strecken. Insbesondere muß er die Schädigung des 
sozialistischen Aufbaus umfassen, wenngleich nicht 
etwa ein Bewußtsein dessen erforderlich ist, daß der 
gesamte Aufbau durch das Verhalten gestört wird. Es 
genügt durchaus, wenn sich der Vorsatz auf ganz be­
stimmte Seiten dieses Aufbaus bezieht. Das bedeutet, 
daß der Täter wissen muß, welcher konkrete Schaden 
infolge seines Verhaltens eintreten wird.

Die folgenden Feststellungen zur subjektiven Seite 
in einem Urteil dürften nicht ausreichend sein: „Der 
Täter wußte, daß er etwas tat, was für den Bestand 
unserer Arbeiter-und-Bauem-Macht gefährlich war. 
Das geht aus seinem ganzen Verhalten bei der Tat 
hervor. Konkret kam das darin zum Ausdruck, daß er 
die Heimlichkeit der Telefonzelle aufsuchte, um dort 
den Zeugen unter vier Augen zu haben und niemand 
Einblick zu gewähren.“ Hier fehlt — wie auch in vielen 
anderen Urteilen — die Feststellung der Kenntnisse 
des Täters über die konkrete Schädigung unseres Auf­
baus, so daß der Eindruck entsteht, daß sich das Ge­
richt mit einer Vorsatzvermutung zufriedengab. Einem 
solchen Weg des geringsten Widerstandes kann nicht 
zugestimmt werden, denn er steht im Widerspruch zu 
den Prinzipien unseres Strafrechts. Ist der Vorsatz 
nicht exakt nachweisbar, dann kann keine Bestrafung 
wegen Verleitung zur Republikflucht erfolgen. Im 
obigen Falle war der Nachweis u. a. darüber zu füh­
ren, daß deb Angeklagte wußte, welche wichtige Funk­
tion der Zeuge im Betrieb einnahm, welche Folgen be­
züglich des Produktionsprozesses eintreten konnten, wie 
sich eine Republikflucht auf die Mitarbeiter und andere 
Bürger auswirkte usw.16).

Folgte der Täter den Aufträgen einer unserem Staat 
feindlichen Stelle, so ist die Feststellung der Wissens­
momente weniger schwierig. War er sich darüber im 
klaren, daß er von einer solchen Stelle beauftragt 
wurde, dann sah er voraus, daß sein Verhalten den 
Aufbau des Sozialismus stören kann. Dieses Ergebnis 
hat er in seinen Willen aufgenommen.

4. Im Ergebnis kann folgender Vorschlag für eine 
künftige Neufassung des Tatbestandes der Verleitung 
zur Republikflucht unterbreitet werden:

Wer es unternimmt, den Aufbau des Sozialismus in 
der Deutschen Demokratischen Republik dadurch zu 
hemmen oder zu stören, daß er Bürger der Republik 
planmäßig durch List oder Überredung, durch Anbie­
ten, Versprechen oder Gewähren von Vorteilen oder 
durch Drohung zum illegalen Verlassen der Deutschen 
Demokratischen Republik verleitet, wird . . . bestraft.
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15) NJ 1956 S. 100. 16) vgl. auch NJ 1956 S. 103 unter Punkt 4.


